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Die Gründung eines Unternehmens ist eine hervorragende
Chance und Herausforderung für Menschen, die aktiv

gestalten möchten und Freude daran haben, ihre Existenz ei-
genverantwortlich aufzubauen. Nun ist der Weg in die Selbst-
ständigkeit aber alles andere als ein gemütlicher Spaziergang.
Neben bürokratischen Hürden warten auch eine Reihe von
Kosten auf denjenigen, der sich zu diesem Schritt entschließt.
Um zumindest die Kostenbelastung zu reduzieren, hat der
österreichische Gesetzgeber mit dem Neugründungsförderun-
gesetz (NeuFöG) eine umfassende Befreiung von Gebühren
und Abgaben im Zusammenhang mit Unternehmensgrün-
dungen geschaffen. Daneben gibt es zahlreiche Fördermodelle
auf Bundes-, Landes- und teilweise auch auf Gemeindeebene.
Möglichkeiten und Art der Förderungen sind dabei von einer
Vielzahl von Faktoren abhängig und daher immer im Einzelfall
abzuklären. Einen ersten Überblick über mögliche Förderun-
gen kann Ihnen die Förderdatenbank der Wirtschaftskammern
unter der Adresse http://wko.at/foerderungen bieten.

Die richtige Rechtsform wählen
Existiert eine gute Geschäftsidee und gibt es einen plausiblen
Business-Plan so sollte an vorderster Stelle die Wahl der Rechts-
form stehen. Dafür gibt es kein Patentrezept, da die Rechtsform
sich immer an der ganz konkreten Situation und den Zielen des
Unternehmensgründers (z.B.: Größe des Unternehmens, Ge-
schäftsgegenstand, ein oder mehrere Unternehmer und dessen
bzw. deren gewerberechtliche Voraussetzungen, Art der Finan-
zierung (etwa durch Beteiligung Dritter), gewünschtes Ausmaß
der persönlichen Haftung, Rechtsformaufwand für Gründung
und laufenden Betrieb etc.) orientieren sollte. Hinzu treten so-
zialversicherungs- und steuerrechtliche Überlegungen. 

Kurzum: Die ideale Rechtsform gibt es nicht und die letzt-
lich gewählte Rechtsform stellt – aufgrund der Vielzahl an zu
berücksichtigenden Faktoren – immer einen Kompromiss dar.

Es gibt auch keine Rechtsform, die auf Dauer ideal ist. Sie soll-
te sich daher im Bedarfsfall an geänderte Umstände anpassen
lassen. Schon bei Gründung des Unternehmens sollten zudem
mögliche Exit-Szenarien bedacht werden. Hier bei der profes-
sionellen Beratung zu sparen, stellt sich in der Praxis immer
wieder als Fehler heraus. So manche Rechtsform ist schon zur
Einbahnstraße für Unternehmer geworden, aus der heraus zu
kommen, langwierig und teuer werden kann.

Erforderliche Bewilligungen einholen
Weiters stellt sich die Frage nach allenfalls erforderlichen Bewil-
ligungen. Handelt es sich bei der in Aussicht genommenen Tä-
tigkeit nicht um einen freien Beruf (Ärzte, Steuerberater, An-
wälte etc.), für die der Berufszugang gesondert geregelt ist, dann
ist in aller Regel eine Gewerbeberechtigung notwendig. Dabei
stellen die freien Gewerbe den Regelfall dar. Liegt ein solches
freies Gewerbe vor, so kann dies bei Vorliegen der allgemeinen
Voraussetzung (gewerberechtliche Handlungsfähigkeit, öster-
reichische Staatsbürgerschaft/Unionsbürgerschaft oder legaler
Aufenthalt für selbstständige Erwerbstätigkeit im Inland)
grundsätzlich unmittelbar mit der Anmeldung ausgeübt wer-
den. Insbesondere ist kein Nachweis einer bestimmten Befähi-
gung erforderlich. Als Orientierungshilfe führt das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit eine auch im Internet ab-
rufbare Liste der freien Unternehmenstätigkeiten, in der sämtli-
che freien Gewerbe, für die bereits zumindest einmal eine Ge-
werbeberechtigung erteilt wurde, aufgeführt sind.

Im Unterschied zu den freien Gewerben ist bei den so ge-
nannten reglementierten Gewerben (Drogisten, Fotograf, Gast-
gewerbe, Zimmermeister, Handwerke ...) zusätzlich auch der
Nachweis ausreichender Befähigung zu erbringen. Damit will
der Gesetzgeber sicherstellen, dass der potenzielle Gewerbetrei-
bende die fachlichen einschließlich der kaufmännischen
Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen besitzt, um die dem

betreffenden Gewerbe eigentümlichen Tätigkeiten selbststän-
dig ausführen zu können (§ 16 Abs. 2 GewO). Bei einigen der
reglementierten Gewerben führt die Gewerbebehörde darüber
hinaus noch eine besondere Prüfung des potenziellen Gewerbe-
treibenden durch, ob er neben der fachlichen Eignung auch die
entsprechende Zuverlässigkeit für das in Aussicht genommene
Gewerbe besitzt (so genannte sensible oder bescheidbedürftige
Gewerbe). Die Anmeldung des Gewerbes erfolgt bei der zu-
ständigen Gewerbebehörde, die freilich auch nicht umsonst ar-
beitet, sondern Gebühren einhebt. 

Befreiungen richtig in Anspruch nehmen
Damit sind wir wieder bei dem Problem, dass für die Unter-
nehmensgründung einiges an Kosten anfällt. Neben den Ver-
waltungsabgaben sind da zum Beispiel auch noch Stempelge-
bühren, Gerichtsgebühren, Gesellschaftssteuer bei der Grün-
dung von Kapitalgesellschaften oder Grunderwerbssteuer (bis
zu 3,5 % des Grundstückswertes) bei der Einbringung von Lie-
genschaften zu nennen. Diese Gebühren und Abgaben sind
insbesondere bei Unternehmensgründungen besonders lästig,
verfügen doch Unternehmensgründer zumeist ohnehin nur
über beschränkte finanzielle Mittel. 

Um die Gründung von Unternehmen nicht an diesen finan-
ziellen Hürden scheitern zu lassen, wurde 1999 ein europaweit
einzigartiges System der Förderung durch umfassende Abgaben-
und Gebührenbefreiungen geschaffen: Wird ein Betrieb neu er-
öffnet (oder übertragen) und hat sich der Betriebsinhaber die
letzten 15 Jahre vor der Neugründung nicht vergleichbar betä-
tigt, so sieht das bereits erwähnte NeuFöG die gänzliche Befrei-
ung von Stempelgebühren und Bundesverwaltungsabgaben,

Gerichtsgebühren bei Firmenbuch und Grundbuch, der Gesell-
schaftssteuer oder bestimmten Dienstgeberabgaben (im ersten
Jahr) vor. Je nachdem, in welcher Rechtsform das neue Unter-
nehmen betrieben werden soll, hilft das NeuFöG, Kosten zwi-
schen ein paar hundert und ein paar tausend Euro zu sparen.

Wie bei der Inanspruchnahme anderer Förderung, gilt es
auch im Bereich des NeuFöG einige Formalismen zu beachten:
So sind z.B. nur jene Gebühren und Abgaben nicht zu entrich-
ten, die in unmittelbaren Zusammenhang mit der Neugrün-
dung stehen. Daher sind allgemeine persönliche Qualifika-
tionserfordernisse (z.B. Meisterprüfungszeugnis) nicht von der
Gebührenbefreiung erfasst, wohl aber eben das Ansuchen um

die Erteilung einer Gewerbeberechtigung. Darüber hinaus
muss der Neugründer eine Beratung durch die Wirtschafts-
kammer erhalten und rechtzeitig eine Bestätigung darüber bei
der jeweils in Betracht kommenden Behörde vorlegen.

In der Praxis unterlaufen hier oft unnötige Fehler, die zu ei-
ner Versagung der Begünstigungen führen. Ein neuer im
Manz-Verlag erscheinender Leitfaden zum NeuFöG bietet erst-
mals einen konsolidierten Überblick über die Rechtsgrundla-
gen der Neugründungsförderung und hilft Unternehmens-
gründern und Beratern, derartige Fehler zu verhindern. �
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„Um die Gründung von Unternehmen nicht an finanziellen
Hürden scheitern zu lassen, wurde 1999 ein europaweit
einzigartiges System der Förderung durch umfassende
Abgaben- und Gebührenbefreiung geschaffen.“

ne Pflichtversicherung als neuer Selbstständiger. Wie oben an-
geführt, gilt dies natürlich seit 1. Jänner 2008 auch für die
Selbstständigenvorsorge. 

Da es mit der Regelung II zu einer erheblichen Ersparnis
von Beiträgen in der Krankenversicherung kommen kann, soll-
te man prüfen, ob eine Tätigkeit, die grundsätzlich als neuer
Selbstständiger (dort ist sie nicht anzuwenden) pflichtversichert
wäre, nicht aufgrund einer möglichen Wirtschaftskammermit-
gliedschaft unter den § 2 Abs. 1 Z 1 GSVG fallen würde. 

3) Erhöhte Beitragsgrundlage in der Pensionsversiche-
rung nach dem GSVG
Mit der Pensionsreform 2003/2004 wurde u. a. beschlossen,
dass im Jahr des erstmaligen Eintritts in die Pflichtversiche-
rung und in den darauffolgenden zwei Kalenderjahren die

Beitragsgrundlage erhöht wird. Ursprünglich war vorgese-
hen, die Beitragsgrundlage nur um Investitionen zu erhöhen.
Das Handling in der Praxis hat aber gezeigt, dass dies kaum
durchführbar war. Mit dem Pensionsharmonisierungsgesetz
2004 wurde dann eine einheitliche Regelung geschaffen.
Diese legt fest, dass die Beitragsgrundlage in der Pensionsver-
sicherung in den oben angeführten Zeiträumen auf die
Höchstbeitragsgrundlage zu erhöhen ist (Höchstbeitrags-
grundlage aus Anlass von Betriebsgründungsinvestitionen) –
(§ 25 Abs. 6a GSVG). Der Antrag ist vom Versicherten
innerhalb einer vom Versicherungsträger eingeräumten Frist
zu stellen. Der Antrag kann auch vom Pensionisten mit dem
Pensionsantrag gestellt werden. Die Regelung ist seit 1. Jän-
ner 2004 und daher auf die endgültigen Beitragsgrundlagen
ab 2004 anzuwenden.
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